Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksadhe Nr. 2046 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
BK 635/51 


Bonn, den 10. März 1951 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutsdien Bundestages 


Anbei übersende ich die 

Entwürfe der Verordnungen 
Kohle 1/51 
Edelmetalle 1/5 1 
Besatzungsbedarf 1/51 

mit der Bitte, sie gemäß § 4 Absatz 2 des in den nächsten Tagen 
in Kraft tretenden Gesetzes für Sicherungsmaßnahmen auf einzelnen 
Gebieten der gewerblichen Wirtschaft dem Bundestag bekannt- 
zugeben. 

Die Verordnungsentwürfe sind heute dem Herrn Präsidenten des 
Deutschen Bundesrates übersandt worden mit der Bitte, die Zu- 
stimmung des Bundesrates gemäß § 2 des vorbezeichneten Gesetzes 
herbeizuführen. 


Dr. Adenauer 


3 Anlagen 


Pruck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein-Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 



Anlage A 


Entwurf einer Verordnung 

zur Sicherstellung der Deckung des Bedarfs an festen Brennstoffen 

(Verordnung Kohle 1/51) 


Auf Grund von § 1 Absatz 1 und Nr. 2 des 
Gesetzes für Sicherungsmaßnahmen auf ein- 
zelnen Gebieten der gewerblichen Wirtschaft 
vom 9. März 1951 (BGBl. I S. 163) wird 
mit Zustimmung des Bundesrates verordnet: 

§ 1 

Begriffsbestimmungen 

(1) Brennstoffe sind alle Steinkohlen und 
Braunkohlen und die daraus hergestellten 
festen Brennstoffe. 

(2) Hauptlieferer sind die zentralen und 
regionalen Verkaufsstellen des Stein- und 
Braunkohlenbergbaus, die Gaswerke sowie 
Kokereien, die nicht in betrieblichem Zusam- 
menhang mit einem Bergwerksbetriebe stehen. 

(3) Hausbrandverbraucher sind die Haus- 
haltungen. 

(4) Kleinverbraucher sind: 

unabhängig von der Höhe des Brenn- 
stoffverbrauchs: 

Krankenhäuser, 

Badeanstalten und Heilbäder, 
Behörden und Anstalten, 

Schulen, 

Kirchen, 

Institute der Kunst und Wissenschaft, 
Groß- und Einzelhandelsbetriebe, 

Banken und Versicherungen, 

Freie Berufe, 

Gemeinschaftsläger (Flüchtlings-, Ar- 
beitsläger u. ä.), 

sonstige gewerbliche Betriebe und Be- 
triebe der Ernährung und Landwirt- 


schaft mit einem im Regelfall durch- 
schnittlichen Monatsverbrauch von 
weniger als 10 t Brennstoffe. 

§ 2 

Bezug und Weiterlieferung eingeführter 
Brennstoffe 

(1) Brennstoffe dürfen aus einem Gebiet 
außerhalb des Bundesgebietes durch gewerb- 
liche Unternehmen nur mit Genehmigung des 
Bundesministers für Wirtschaft oder der von 
ihm bestimmten Stelle bezogen und weiterge- 
liefert werden. Die Genehmigungen sind im 
Benehmen mit der für die Wirtschaft zustän- 
digen Obersten Landesbehörde zu erteilen, für 
deren Bezirk die Brennstoffe bestimmt sind; 
sie können mit Auflagen verbunden werden. 

(2) Soweit nach Absatz 1 Satz 1 der Bezug 
von Brennstoffen aus einem Gebiet außerhalb 
des Bundesgebietes genehmigungspflichtig ist, 
entfällt die Genehmigungspflicht für den Be- 
zug, wenn er einer de visen rechtlichen Geneh- 
migung auf Grund des Gesetzes Nr. 53 (Neu- 
fassung) der amerikanischen und britischen 
Militärregierung vom 18. September 1949 
(Bundesanzeiger Nr. 2 vom 27. September 
1949*) / Verordnung Nr. 235 des französischen 
Hohen Kommissars bedarf. Die nach Absatz 1 
Satz 1 erforderliche Genehmigung zur Weiter- 
lieferung bleibt unberührt. 

§ 3 

Ausfuhr von Brennstoffen 

Die für die Ausfuhr von Brennstoffen je- 
weils geltenden Bestimmungen (z. Zt. Aus- 
fuhr-Rundschreiben Nr. 9/50 vom 31. August 
1950 — Bundesanzeiger Nr. 170 vom 

5. September 1950 — ) bleiben unberührt. 
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§ 4 

Meldepflichten 

(1) Verbraucher von Brennstoffen mit Aus- 
nahme der Hausbrandverbraucher und Klein- 
verbraucher haben monatlich bis zum 10. Tage 
des folgenden Monats dem Bundesmlnistcr für 
Wirtschaft oder der von ihm bestimmten Stelle 
und der für die Wirtschaft zuständigen 
Obersten Landesbehörde Meldungen über die 
Zufuhr, den Verbrauch und den Bestand an 
Brennstoffen zu erstatten. Dies gilt nicht für 
Verbraucher, von denen die für die Wirtschaft 
zuständige Oberste Landesbehörde den In- 
dustriebericht nach der Gemeinsamen Anord- 
nung der Verwaltung des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebietes zur Durchführung von Stati- 
stiken vom 1. Juni 1949 (öffentlicher Anzeiger 
Nr. 50 vom 25. Juni 1949) in der Fassung der 
Verordnung über die Erstreckung von Recht 
der Verwaltung des Vereinigten Wirtschafts- 
gebietes auf dem Gebiet der Statistik auf die 
Länder Baden, Rheinland-Pfalz, Württem- 
berg-Hohenzollcrn und den bayerischen Kreis 
Lindau vom 31. März 1950 (BGBl. S. 81) er- 
hält. 

(2) Wer Brennstoffe aus einem Gebiet 
außerhalb des Bundegebietes bezogen hat, hat 
sie nach Menge, Art, Sorte und Herkunft dem 
Bundesminister für Wirtschaft oder der von 
ihm bestimmten Stelle sowie der für die Wirt- 
schaft zuständigen Obersten Landesbehörde, 
für deren Bezirk die Brennstoffe bestimmt 
sind, zu melden. Dies gilt auch für Brennstoffe, 
die zur Lohnveredelung und im Rahmen von 
Gegenseitigkeitsgeschäften bezogen sind. 

(3) Die Hauptlieferer haben dem Bundes- 
minister für Wirtschaft oder der von ihm be- 
stimmten Stelle und der für die Wirtschaft 
zuständigen Obersten Landesbehörde die von 
ihnen durchgeführten Lieferungen zu melden; 
Art, Umfang und Zeitpunkt der Meldung be- 
stimmt der Bundesminister für Wirtschaft 
durch Verfügung gegenüber den Haupt- 
lieferern. 

§ 5 

Maßnahmen zur Sicherstellung der Deckung des 
Brennstoffbedarfs 

(1) Überschreitet der Bedarf der Ver- 
braucher die verfügbaren Brennstoffmengen, 
so kann der Bundesminister für Wirtschaft 
durch Verfügung gegenüber den Haupt- 
lieferern Lieferungen für 

1. die Belieferung der zentral versorgten Ver- 
brauchergruppen (z. B. Verkehr, Versor- 
gungsbetriebe), 


2. die Belieferung der Hausbrandverbraucher 
und Kleinverbraucher, aufgcteilt nach Län- 
dern, 

3. die Belieferung der nicht unter Nr.l und 2 
fallenden Verbrauchergruppen, soweit er- 
forderlich aufgeteilt nach Ländern, 

festsetzen, sofern die Voraussetzungen des § 3 
des Gesetzes für Sicherungsmaßnahmen auf 
einzelnen Gebieten der gewerblichen Wirt- 
schaft gegeben sind. 

(2) Die für die Wirtschaft zuständige 
Oberste Landesbehörde kann im Rahmen der 
nach Absatz 1 Nr. 2 festgesetzten Liefermengen 
durch Verfügung gegenüber den Hauptlieferern 
nach Verwaltungsbezirken aufgeteilte Liefer- 
mengen für Wiederverkäufer zur Belieferung 
von Hausbrandverbrauchern und Kleinver- 
brauchern festsetzen. Sie kann ferner im 
Rahmen der nach Absatz 1 Nr. 3 festgesetzten 
Liefermengen, soweit diese nach Ländern auf- 
geteilt werden, in Sondcrfällen, in denen es 
zur angemessenen Deckung des Bedarfs erfor- 
derlich ist, durch Verfügung gegenüber den 
Hauptlieferern Liefermengen für einzelne 
unter Absatz 1 Nr. 3 fallende Verbraucher 
festsetzen. 

(3) Die für die Wirtschaft zuständige 
Oberste Landesbehörde kann nur mit Zu- 
stimmung des Bundesministers für Wirtschaft 
durch Verfügung an Wiederverkäufer bestim- 
men, dal^ Wiederverkäufer nur solche Haus- 
brandverbraucher und Kleinverbraucher be- 
liefern dürfen, die bei ihricn ln dic Kunden- 
liste eingetragen sind. Die für die Wirtschaft 
zuständige Oberste Landesbebörde oder die 
von dieser bestimmte Stelle kann, soweit Ver- 
fügungen nach Satz 1 erlassen sind, durch Ver- 
fügung an die Wiederverkäufer Liefermengen 
für Hausbrandverbraucher und Kleinver- 
braucher festsetzen. 

§ 6 

Verwendung der Brennstoffe 

(1) Die in § 5 Absatz 1 Nr. 1 und 3 ge- 
nannten Verbraucher dürfen Brennstoffe nur 
für ihre betrieblichen Zwecke beziehen und 
verwenden. Der Verkauf von Betriebskohlen 
oder ihre Abgabe als Hausbrand Ist unzu- 
lässig. 

(2) Brennstofferzeuger, die bisher auf 
Grund tariflicher oder vertraglicher Bestim- 
mungen Deputat an Brennstoffen geliefert 
haben, dürfen Deputat an Mitglieder der Be- 
legschaft ihrer Bergwerksbetriebe und ihrer mit 
den Bergwerksbetrieben in betrieblichem Zu- 
sammenhang stehenden Anlagen sowie an 
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pensionierte und invalide Bergleute und an 
Bergmannswitwen für den eigenen Verbrauch 
abgeben. 

(3) Gaswerke, selbständige Kokereien und 
selbständige Brikettfabriken, die nicht in be- 
trieblichem Zusammenhang mit einem Berg- 
werksbetriebe stehen, dürfen, sofern sie bisher 
auf Grund tariflicher oder vertraglicher Be- 
stimmungen Deputat geliefert haben, aus der 
eigenen Verarbeitung stammende Brennstoffe 
(Gaskoks, Koks, Briketts) an Mitglieder ihrer 
Belegschaft als Deputat für den eigenen Ver- 
brauch abgeben. 

§ 7 

Ausnutzung der Brennstoffe 

Verbraucher von Brennstoffen sind ver- 
pflichtet, die Brennstoffe zweckmäßig einzu- 
setzen und bestmöglich auszunutzen. 

§ 8 

Verfügungen und Ausnahmen 

Soweit die Voraussetzungen des § 3 des Ge- 
setzes für Sicherungsmaßnahmen auf einzelnen 
Gebieten der gewerblichen Wirtschaft gegeben 
sind, kann der Bundesminister für Wirtschaft 
Verfügungen erlassen, die Gebote und Ver- 
bote für die Lieferung, den Bezug, die Vor- 
ratshaltung und die Verwendung von Brenn- 
stoffen sowie Ausnahmen von den Bestim- 
mungen dieser Verordnung enthalten können. 
Im übrigen kann die für die Wirtschaft zu- 
ständige Oberste Landesbehörde die in Satz 1 
genannten Verfügungen im Rahmen ihres Zu- 
ständigkeitsbereichs erlassen, wenn der Bun- 


desminister für Wirtschaft nach Ländern auf- 
geteilte Liefermengen (§ 5 Absatz 1 Nr. 2 
und 3) festgesetzt hat. 

S 9 

Wer 

1. Brennstoffe entgegen § 2 ohne Geneh- 
migung bezieht oder weiterliefert, 

2. die in § 4 vorgeschriebenen Meldungen 
nicht, unrichtig oder nicht fristgemäß er- 
stattet, 

3. als Wiederverkäufer Brennstoffe entgegen 
§ 5 Absatz 3 liefert, 

4. Brennstoffe entgegen § 6 nicht für betrieb- 
liche Zwecke verwendet oder als Haus- 
brand abgibt, 

5. einer auf Grund dieser Verordnung erlas- 
senen schriftlichen Verfügung zuwider- 
handelt, sofern die Verfügung ausdrücklich 
auf die Strafbestimmungen des Gesetzes 
für Sicherungsmaßnahmen auf einzelnen 
Gebieten der gewerblichen Wirtschaft ver- 
weist, 

begeht eine Zuwiderhandlung, die nach § 7 
des Gesetzes für Sicherungsmaßnahmen auf 
einzelnen Gebieten der gewerblichen Wirt- 
schaft geahndet wird. 

§ 10 

Inkrafttreten und Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. April 1951 
in Kraft und mit Ablauf des 30. Juni 1952 
außer Kraft. 
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Anlage B 


Verordnung 

zur Sicherstellung und Deckung des Bedarfes an Edelmetallen 
und hieraus hergestellten technischen Erzeugnissen 
(Verordnung Edelmetalle I 51) 


Auf Grund von § 1 Absatz 1 Nr. l und 
Nr. 2 des Gesetzes für Sicherungsmaßnahmen 
auf einzelnen Gebieten der gewerblichen Wirt- 
schaft vom 9. März 1951 (BGBl. I S. 163) 
wird mir Zustimmung des Bundesrates ver- 
ordnet: 


§ 1 

Geltungsbereich 

Die ln der Anlage 1 genannten Edelmetalle 
in den Formen der in dieser Anlage aufge- 
führten Materialgruppen unterliegen den Vor- 
schriften dieser Verordnung. Dies gilt nicht für 

1, Altmaterial, 

2. Schmuck- und Juwelierwarcn, 

3. Abfälle und Rückstände, die bei der Ver- 
arbeitung der unter Nrn. 1 und 2 ge- 
nannten Waren anfallen, 

4, Erzeugnisse aus den unter Nrn. 1 bis 3 ge- 
nannten Gegenständen. 

§ 2 

Lieferung und Bezug 

(1) Die nach § 1 den Bestimmungen dieser 
Verordnung unterliegenden Gegenstände dür- 
fen von gewerblichen Unternehmen nur mit 
Genehmigung des Bundesministers für Wirt- 
schaft oder der von diesem bestimmten Stelle 
geliefert und bezogen werden. 

(2) Lieferung und Bezug im Rahmen han- 
delsüblicher Umarbeitungsgeschäfte sind ge- 
nchmlgungsfrci, sofern der Feininhalt der um- 
zuarbeitenden Edelmetalle nicht verändert 
wird. Über jedes Umarbeitungsgeschäft ist 
Buch zu führen. 


§ 3 


Edelmctallschein 


(1) Die Genehmigung (§ 2 Absatz 1) wird 
durch Ausstellung eines Edelmetallschcines er- 
teilt. 


(2) Anträge auf Erteilung von EdehnetalL 
scheinen sind bei der für die Wirtschaft zu- 
ständigen Obersten Landesbehörde einzu- 
reichen. Diese überprüft die Anträge und leitet 
sie mit ihrer Stellungnahme an den Bundes- 
minister für Wirtschaft oder die von diesem 
bestimmte Stelle weiter. 


(3) Anträge auf Erteilung von EdelmetalL 
scheinen für Edelmetalle, die für die Aus- 
führung von Auslandsaufträgen benötigt wer- 
den, sind bei dem Bundesminister für Wirt- 
schaft oder der von diesem bestimmten Stelle 
einzureichen. 

§ 4 

Meldepflichten 


Hütten und Scheideanstalten haben monat- 
lich Neuproduktion, Versand und Bestand an 
den in der Anlage 1 genannten Edelmetallen 
bis zum 5. Tage des folgenden Monats dem 
Bundesministcr für Wirtschaft oder der von 
diesem bestimmten Stelle und der für die 
Wirtschaft zuständigen Obersten Landesbe- 
hörde zu melden. Dies gilt nidit für Umar- 
beitungsgeschäfte im Sinne des § 2 Absatz 2. 
Die Meldungen sinci auf einem Formblatt nach 
dem aus der Anlage 2 ersichtlichen Muster zu 
erstatten. 


§ 5 

Lagerbuchführung 

Alle natürlichen Personen, Personengemein- 
schaften und juristischen Personen des privaten 
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und des öffentlichen Rechts, die Gegenstände 
in Eigentum, Besitz oder Gewahrsam haben, 
v/clche nach § 1 den Bestimmungen dieser Ver- 
ordnung unterliegen, haben Lagerbücher zu 
führen, wenn die Bestände an einem Edel- 
metall die bei diesem in der Anlage 1 ange- 
gebene Gewichtsmenge übersteigen. 

§ 6 

Verfügungen 

Der Bundesminister für Wirtschaft kann 
nach Anhören der für die Wirtschaft zustän- 
digen Obersten Landesbehörden durch Ver- 
fügungen Herstellungsverbote und Herstel- 
lungsgebote sowie Verwendungsverbote er- 
lassen, soweit die Voraussetzungen des § 3 des 
Gesetzes für Sicherungsmaßnahmen auf ein- 
zelnen Gebieten der gewerblichen Wirtschaft 
gegeben sind. 

§ 7 

Ausnahmen 

Die Vorschriften dieser Verordnung gelten 
nicht für die Bank deutscher Länder und die 


Landeszentralbanken, sofern es sich um die 
Verwendung von Edelmetallen im Rahmen 
ihres Geschäftsbereiches handelt. 

§ 8 

Zuwiderhandlungen 

Zuwiderhandlungen gegen § 2 Absätze 1 
und 2, § 4 und § 5 dieser Verordnung werden 
nach § 7 des Gesetzes für Sicherungsmaßnah- 
men auf einzelnen Gebieten der gewerblichen 
Wirtschaft geahndet. 

§ 9 

Inkrafttreten. Außerkrafttreten. 

Diese Verordnung tritt am 1. April 1951 
in Kraft und mit Ablauf des 30. Juni 1952 
außer Kraft. 
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Anlage 1 


L Edelmetalle 


Bezeichnung 

Kurz- 

zeichen 

Gewichtsmengen in 
fein umgercdinet 
gemäß § 5 

kg 

Silber 

Ag 

10,000 

Gold 

Au 

0,250 

Platin 

Pt 

0,200 

Platinbeimetalle: 

Palladium 

Pd 

0,100 

Rhodium 

Rh 

0,100 

Ruthenium 

Ru 

0,100 

Iridium 

Ir 

0,100 

Osmium 

Os 

0,100 


11. Materialgruppen 


Die Edelmetalle und Edelmetallcrzeugnisse 
werden bei der Anwendung dieser Verordnung 
nach dem Stand ihrer Be- oder Verarbeitung 
in folgende Materialgruppen eingeteilt: 

a) V o r m a t e r i a 1 : 

Zwischenerzeugnisse der Hüttenindustrie, 
insbesondere Güldischsilber, Brandsilber, 
Blicksilber; 

b) Rohmaterial: 

unlegiert oder legiert als Barren, Blöcke, 
Rohfender, Granalien, Körner, Pulver, 
Schwamm, gegossene Formen; 

cj Altmaterial: 

Alt- und Bruchmetall, z. B. Schmuckgold, 
Dentalaltgold, alte technische Gebraudis- 
gegenstände aus Edelmetallen, die nicht 
zum weiteren Gebrauch bestimmt sind; 

d) Abfallmaterial: 

bei der technischen Be- und Verarbeitung 
von Edelmetallen anfallender Bruch, Aus- 
schuß, Späne und ähnliche Abfälle (z. B. 


Gekrätz) sowie Rückstände chemischer Ar- 
beitsvorgänge, auch in umgeschmolzenem 
Zustande; 

e) Halbmaterial: 

unlegiert, legiert oder walzplattiert in 
Form von Anoden, Blechen, Bändern, 
Folien, Stangen, Drähten, Rohren, Pro- 
filen und ähnlichen Formen, die durch ein 
einfaches mechanisches Arbeitsverfahren 
wie Walzen, Pressen, Ziehen und derglei- 
chen hergestellt werden; 

f) Fertigerzeugnisse für den 
technischen Gebrauch: 

soweit sie aus Edelmetallen, auch legiert 
oder walzplattiert, hergestellt sind und 
dem industriellen, technischen, medi- 
zinischen und wissenschaftlichen Gebrauch 
dienen, z. B. Schalen, Tiegel, Elektroden, 
Düsen, Netzkatalysatoren, Thermo- 
elemente, Nieten, Kontakte; 

g) Edelmetallsalze; 
z. B. Silbernitrat. 
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Anlage 2 


28 1 

Industrie- 

zweig 

Kurzanschrift) (Betriebsort) (Berichtsmonat) 


Ergänzungsbogen zum 

Industriebericht Ausfer- 

für Metallhütten 
und Scheldeanstalten 
(ausschl. Umarbeitungs- 
geschäfte) 


Bis spätestens zum 5. des dem Berichtsmonat 
folgenden Monats einzusenden: 

eine Ausfertigung an den Bundesminister für 
Wirtschaft oder die von diesem bestimmte 
Stelle, 

zwei Ausfertigungen zusammen mit dem In- 
dustriebericht an die für die Wirtschaft zu- 
ständige Oberste Landesbehörde, 

eine Ausfertigung verbleibt beim Betrieb. 


Neuproduktion, Versand und Bestände im Bcrichtsmonat 

(Mengen in Kilogramm mit drei Stellen hinter dem Komma, umgerechnet In fein) 


Kurzbe- 

zeich- 

nung 

Edelmetalle 

Melde-Nr. 

Neuproduktion 

Vor- Roh- 
material material 

Ab- Bestand am 

lieferungen*) Ende des 
Berichts- 
monats 

1 

2 

3 

4 5 

6 7 

Ag 

Silber 

2817 10 



Au 

Gold 

2817 20 



Pt 

Platin 

2817 30 



Pd 

Palladium 

2817 31 



Rh 

Rhodium 

2817 53 



Ru 

Ruthenium 

2817 55 



Ir 

Iridium 

2817 57 



Os 

Osmium 

2817 59 




cinschl. Eigenbedarf 


(Ort und Datum) 


(Firma und rcchtsverbindlidie Untersdirift) 







Anlage C 


Entwurf einer Verordnung 

zur Sicherung des Besatzungsbedarfs (Verordnung Besatzungsbedarf 1/51) 


Auf Grund von § 1 Absatz 1 Nr. 4 des Ge- 
setzes für Sicherungsmaßnahmen auf einzelnen 
Gebieten der gewerblichen Wirtschaft vom 
9. März 1951 (BGBL I S. 163) wird mit 
Zustimmung des Bundesrates verordnet: 

§ 1 

Besatzungsleistungen 

Besatzungsleistungen im Sinne dieser Ver- 
ordnung sind Lieferungen und Leistungen, die 
von den Besatzungsmächten auf efem Gebiet 
der gewerblichen Wirtschaft unter Berücksich- 
tigung der Hilfsquellen des Bundesgebietes im 
Wege des ordnungsmäßigen Requisitionsver- 
fahrens von gewerblichen Unternehmen oder 
ihren Zusammenschlüssen angefordert worden 
sind und die zur Verwendung im Bundesge- 
biet bestimmt sind 

S 2 

Vorrang der Besatzungsleistungen 

Die Verpflichteten haben Besatzungsleistun- 
gen vor sonstigen Lieferungen oder Leistun- 
gen vollständig und in der vorgeschriebenen 
Art, Güte und Zeit auszuführen. 

§ 3 

Vorrang der Zulieferungen und Vorleistungen 

Die Bundesstelle für Besatzungsbedarf und 
die für die Wirtschaft zuständigen Obersten 
Landesbehörden können gewerbliche Unter- 


nehmen durch schriftliche Verfügung (Vor- 
rangverpflichtungsschein) verpflichten, die 
vertraglich übernommenen Zulieferungen und 
Vorleistungen für Besatzungsleistungen vor 
sonstigen Lieferungen oder Leistungen voll- 
ständig und in der vereinbarten Art, Güte und 
Zeit auszuführen. 

§ 4 

Leistungs- und Liefergebote 

Die Bundesstelle für Besatzungsbedarf und 
die für die Wirtschaft zuständigen Obersten 
Landesbehörden können zur Erfüllung der 
Anforderungen der Besatzungsmächte durch 
Verfügungen Leistungs- und Liefergebote für 
Zulieferungen und Vorleistungen für Be- 
satzungsleistungen erlassen. 

S 5 

Zuwiderhandlungen 

Zuwiderhandlungen gegen §§ 2 bis 4 dieser 
Verordnung werden nach § 7 des Gesetzes für 
Sicherungsmaßnahmen auf einzelnen Gebieten 
der gewerblichen Wirtschaft geahndet. 

S b 

Inkrafttreten und Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. April 1951 
in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 
1951 außer Kraft. 
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